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Sigmar Roll

Auf der Suche nach Ausgewogenheit im Spannungs-

verhältnis von Rundfunkfreiheit und Jugendschutz

Der 6. Senat des Bundesverwaltungsgerichts hat im Revisionsverfahren die Entscheidung 

der Vorinstanz aufgehoben und die Streitsache zurückverwiesen zur objektiven Feststellung 

der sog. Vorlagefähigkeit der beanstandeten Fernsehsendung (Urteil vom 31.05.2017, Az. 6 C 10/15).*

* Volltext elektronisch dokumentiert unter www.bag-ju
gendschutz.de/recht_rechtsprechung_jugendschutz.html

§§

KJug, 62. Jg., S. 163 – 169  (2017)
© Bundesarbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz e.V.

Sachverhalt

Das Reality-TV-Format, bei dem Personen in einem 
Container zusammenleben und nahezu rund um die 
Uhr von Kameras begleitet werden, ist Gegenstand 
vielfacher medialer Auswertung. Der private Rund-
funkanbieter R, in dessen Auftrag die Produktion 
erfolgte, strahlte eine Zusammenfassung der Ge-
schehnisse des Vortages und der Nacht, die live in 
einem Pay-TV-Sender übertragen worden waren, 
täglich jeweils um 19.00 Uhr aus. R ist Mitglied der 
anerkannten Selbstkontrolle FSF (Freiwillige Selbst-
kontrolle Fernsehen e.V.), hat die Sendungen dort 
aber nicht vor Ausstrahlung zur Jugendschutzbewer-
tung vorgelegt. Nachdem die zuständige Medienauf-

sicht durch die KJM (Kommission für Jugendmedien-
schutz) einen Jugendschutzverstoß – konkret eine 
Entwicklungsbeeinträchtigung für unter 12-Jährige 
– geltend gemacht hatte, wandte R neben inhalt-
lichen Gründen auch ein, dass ein Verfahrensfehler 
vorgelegen habe: Es habe sich bei der erst kurz vor 
der Ausstrahlung fertiggestellten Sendung um eine 
nichtvorlagefähige Sen-
dung gehandelt, so dass von 
der Medienaufsicht zuvor 
die FSF damit hätte befasst 
werden müssen. 

Das VG Kassel (vgl. KJug 
2/2014, S. 64) und der VGH 
Kassel (vgl. KJug 3/2015, 
S. 104) kamen zu konträren 
Ergebnissen. Die Revisions-
entscheidung verweist die 
Streitsache zurück, macht aber richtungsweisende 
Ausführungen zum Verhältnis von Jugendschutz und 
Rundfunkfreiheit.

Argumentation des Gerichts 

1. (…) Der Erlass eines Aufsichtsbescheids durch die 
beklagte Landesmedienanstalt aufgrund einer Ent-
scheidung der KJM setzt die Feststellung eines Ver-
stoßes gegen Bestimmungen des JMStV voraus. Im 
Falle der beabsichtigten Ausstrahlung einer Sen-
dung verpfl ichtet § 5 JMStV den Rundfunkveranstal-
ter aus Gründen des vorbeugenden effektiven Ju-
gendmedienschutzes, seine Programmgestaltung 
an den Belangen des Jugendmedienschutzes auszu-
richten (a)). Für die Kontrolle der Einhaltung dieser 
Pfl icht ist nach der Konzep-
tion des JMStV vorrangig 

die anerkannte Einrichtung 
der Freiwilligen Selbstkon-
trolle zuständig, wenn ihr 
eine Sendung vor der Aus-

Leitsätze

1. Die Nichtbefassung der anerkannten Einrichtung der 
Freiwilligen Selbstkontrolle vor Erlass von Maßnahmen 
der Kommission für den Jugendmedienschutz der Lan-
desmedienanstalten bei nichtvorlagefähigen Sen-
dungen i.S.v. § 20 Abs. 3 S. 2 Jugendmedienschutz-
Staatsvertrag (JMStV) stellt ein die Rechtswidrigkeit 
des Aufsichtsbescheids begründendes Verfahrenshin-
dernis dar.

2. Eine nicht live ausgestrahlte Sendung ist nur dann 
nichtvorlagefähig i.S.d. § 20 Abs. 3 S. 2 JMStV, wenn 
zwischen Fertigstellung und Ausstrahlung nach einem 
objektiven, dem Gedanken des effektiven Jugendmedi-
enschutzes verpfl ichteten Maßstab keine Zeit mehr für 
eine Vorlage bei der anerkannten Einrichtung der Frei-
willigen Selbstkontrolle verbleibt, ohne das Sendekon-
zept des Veranstalters zu vereiteln.

Als nichtvorlagefähig werden 
in der Gesetzesbegründung 

Livesendungen oder aktuelle Einspie-
lungen z.B. in Nachrichtensendungen 
genannt. Dort sei die Vorlage bei ei-
ner Selbstkontrolleinrichtung nicht 
möglich, ohne die Ausstrahlung we-
gen Zeitablaufs überfl üssig zu ma-
chen.

Das Vorrangverhältnis ist bei 
absolut unzulässigen, insbe-

sondere strafrechtlich relevanten 
Sendeinhalten ausgeschlossen (§ 4 
Abs. 1 JMStV).
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strahlung vorgelegt wird und der Rundfunkveran-
stalter deren Entscheidung berücksichtigt hat oder 
die Sendung nichtvorlagefähig ist.

In beiden Fällen ist nur eine nachrangige einge-
schränkte Entscheidungsbefugnis der KJM nach § 20 
Abs. 3 JMStV gegeben (b)). Angesichts dieses Kon-
trollsystems ist die Nichtvorlagefähigkeit einer Sen-
dung aus Gründen des effektiven Jugendmedien-
schutzes nicht aus Sicht des Rundfunkveranstalters, 
sondern objektiv in Abgrenzung zur vorlagefähigen 
Sendung zu beurteilen. (...) (c)). Es bedarf weiterer 
Feststellungen, um anhand dieses Maßstabes die 
Nichtvorlagefähigkeit der Tageszusammenfassung 
beurteilen zu können. (…)

a) Der JMStV geht von der Verantwortung des 
Rundfunkveranstalters für die Einhaltung der in den 
§§ 4 bis 6 JMStV enthaltenen Anforderungen an den 
Jugendmedienschutz vor der Ausstrahlung einer 
Sendung aus. Diese Verantwortung gilt für alle von 
ihm verbreiteten Sendungen einschließlich sog. 
Just-in-time-Produktionen und unabhängig davon, 
ob es sich um eine Eigen-, Auftrags- bzw. Koproduk-
tion oder – wie hier – um eine Fremdproduktion han-
delt (…).

Für die streitgegenständliche Sendung ist § 5 
JMStV maßgebend, nach dessen Absatz 1 der Anbie-
ter, der Angebote verbreitet oder zugänglich macht, 
die geeignet sind, die Entwicklung von Kindern oder 
Jugendlichen zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu beeinträch-
tigen, dafür Sorge zu tragen hat, dass Kinder oder 
Jugendliche der betroffenen Altersstufen die Ange-
bote üblicherweise nicht wahrnehmen. Gemäß § 5 
Abs. 3 JMStV kann der Anbieter dieser Pfl icht bei 
entwicklungsbeeinträchtigenden Angeboten durch 
die in Nr. 1 genannten technischen oder sonstigen 
Vorkehrungen oder gemäß Nr. 2 durch eine entspre-
chende Wahl des Ausstrahlungszeitpunkts unter 
Berücksichtigung der betroffenen Altersstufe erfül-
len. (…) Der hiermit bezweckte präventive Jugendme-
dienschutz verlangt daher von dem Rundfunkveran-
stalter, seine Entscheidungen über die Verbreitung 
einer Sendung so zu treffen, dass ihre entwicklungs-
beeinträchtigende Wirkung grundsätzlich ausge-
schlossen ist.

Verfassungsrechtliche Bedenken gegen diese 
Pfl icht des Rundfunkveranstalters bestehen nicht. 
Zwar fallen die Entscheidungen eines Anbieters über 
die Gestaltung seines Programms und somit auch 
für eine Just-in-time-Produktion in den Schutzbe-
reich seiner von Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG geschützten 
Rundfunkfreiheit. Die Rundfunkfreiheit ist in ihrem 
Kern Programmfreiheit und gewährleistet, dass der 
Rundfunkveranstalter frei von externer Einfl ussnah-
me entscheiden kann, wie er seine publizistische 
Aufgabe erfüllt (…). Vom Grundrechtsschutz umfasst 

sind die Art und Weise der Darstellung (...), unabhän-
gig davon, ob es sich um ein eher informatives oder 
eher unterhaltendes Sendeformat handelt (…).

Ihre Grenze fi nden die Rundfunkfreiheit und die 
von ihr grundsätzlich geschützten Entscheidungen 
des Rundfunkveranstalters über die Gestaltung sei-
nes Programms nach Art. 5 Abs. 2 GG in den Vor-
schriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen 
Bestimmungen zum Schutz der Jugend und in dem 
Recht der persönlichen Ehre (…). Hiermit hat der Ge-
setzgeber das verfassungs-
rechtliche Interesse an 
einem effektiven Jugend-
schutz hervorgehoben, der 
in erster Linie wirkungs-
voller Präventivmaßnah-

men bedarf, um erkannte 
Gefahrenquellen rechtzeitig 
auszuschalten (…).

b) Die Feststellung eines 
Verstoßes gegen § 5 Abs. 1 
JMStV durch die KJM bzw. 
die zuständige Landesmedi-
enanstalt nach § 20 Abs. 1 und 2 JMStV kommt wegen 
des Zensurverbots in Art. 5 Abs. 1 Satz 3 GG nur nach-
rangig in Betracht. Nach der Konzeption des JMStV 
obliegt die Prüfung der Einhaltung der Jugendmedi-
enschutzbestimmungen nach Maßgabe von § 20 
Abs. 3 JMStV vorrangig grundsätzlich der nach § 19 
JMStV anerkannten Einrichtung der Freiwilligen 
Selbstkontrolle, wenn der Rundfunkveranstalter ihr 
– wie R der FSF – angeschlossen ist (...).

Tritt die KJM an einen Rundfunkveranstalter mit 
dem Vorwurf heran, er habe gegen Bestimmungen 
dieses Staatsvertrages verstoßen, und weist der 
Veranstalter nach, dass er die Sendung vor ihrer Aus-
strahlung einer anerkannten Einrichtung der Freiwil-
ligen Selbstkontrolle vorgelegt und deren Vorgaben 
beachtet hat, sind nach § 20 Abs. 3 Satz 1 JMStV 
Maßnahmen der KJM nur zulässig, wenn die Ent-
scheidung oder die Unterlassung einer Entschei-
dung der anerkannten Einrichtung der Freiwilligen 
Selbstkontrolle die rechtlichen Grenzen des Beurtei-
lungsspielraums überschreitet. Bei nichtvorlagefä-
higen Sendungen ist nach § 20 Abs. 3 Satz 2 JMStV 
vor Maßnahmen bei behaupteten Verstößen gegen 
den Jugendschutz, mit Ausnahme von Verstößen ge-
gen § 4 Abs. 1 JMStV, durch die KJM zunächst die 
anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkon-
trolle, der der Rundfunkveranstalter angeschlossen 
ist, zu befassen; Satz 1 gilt entsprechend. Der JMStV 
räumt damit der anerkannten Einrichtung der Freiwil-
ligen Selbstkontrolle sowohl bei ihr vorgelegten als 
auch bei nichtvorlagefähigen Sendungen ein vorran-
giges Entscheidungsrecht ein, das durch die Medi-
enaufsicht nur begrenzt überprüfbar ist (…).

Roll •  Auf der Suche nach Ausgewogenheit im Spannungsverhältnis ...  Recht und Rechtsprechung

Der präventive Ansatz hat 
nach dem BVerwG zum Ziel, 

dass Sendungen, die zu einer Ent-
wicklungsbeeinträchtigung von Kin-
dern und Jugendlichen einer be-
stimmten Altersstufe geeignet sind, 
nicht – jedenfalls nicht ohne Zu-
gangsbeschränkung – zu einem Zeit-
punkt ausgestrahlt werden, in dem 
sie ihre beeinträchtigende Wirkung 
entfalten können.
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Recht und Rechtsprechung  Roll •  Auf der Suche nach Ausgewogenheit im Spannungsverhältnis ...

(…) [Allein] die nur bei vorlagefähigen Sendungen in 
Betracht kommende präventive Kontrolle durch eine 
anerkannte Einrichtung vor der Ausstrahlung eines 
Angebots [verhindert] eine Beeinträchtigung der 
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen. Die 
nachträgliche Kontrolle nicht vorgelegter oder nicht-
vorlagefähiger Sendungen kann lediglich begangene 
Verstöße gegen den JMStV sanktionieren und nur 
über die Sanktion auf das zukünftige Verhalten des 
Rundfunkveranstalters einwirken. Der Vorabkontrol-
le von Sendungen durch eine anerkannte Einrichtung 
kommt damit ein grundsätzlicher Vorrang zu; zudem 
trägt sie den Belangen der Programmfreiheit am 
Maßstab des Jugendmedienschutzes hinreichend 
Rechnung (so auch die Gesetzesbegründung; vgl. 
HessLT-Drs. 15/4371, S. 32). (…)

c) Das angefochtene Urteil verletzt jedoch revisi-
bles Recht, soweit das Berufungsgericht einen ein-
seitig auf die Programmfreiheit des Rundfunkveran-
stalters abstellenden Begriff der nichtvorlagefä-
higen Sendung i.S.v. § 20 Abs. 3 Satz 2 JMStV 
zugrunde legt, der maßgeblich auf den Zeitpunkt der 
Vorlage der Sendung beim Rundfunkveranstalter, 
dessen Sendekonzept und den von ihm festgelegten 
Ausstrahlungszeitpunkt abstellt. (…)
aa) Der Gesetzgeber ist mit den Regelungen im 
JMStV seiner Pfl icht nachgekommen, die widerstrei-
tenden Verfassungsgüter der Rundfunkfreiheit ei-
nerseits und des verfassungsrechtlich geschützten 
Jugendmedienschutzes andererseits zum Ausgleich 
zu bringen. Die dort normierten Zuständigkeiten und 
Prüfungsbefugnisse der anerkannten Einrichtung 
der Freiwilligen Selbstkontrolle und der KJM sollen 
Kinder und Jugendliche vor ihre Entwicklung oder 
Erziehung beeinträchtigenden oder gefährdenden 
Angeboten sowie vor menschenunwürdigen oder 
strafrechtlich relevanten Angeboten in elektro-
nischen Informations- und Kommunikationsmedien 
schützen (§ 1 JMStV). Dieser Schutzzweck wird durch 
das System der regulierten Selbstregulierung ge-
währleistet. Es würde unterlaufen, wenn es der 
Rundfunkveranstalter in der Hand hätte, durch seine 
Entscheidungen über die Produktion, das Sendekon-
zept und den Ausstrahlungszeitpunkt eine Vorlage-
fähigkeit der Sendung wie bei sog. Just-in-time-Pro-
duktionen auszuschließen und damit die Reichweite 
der im JMStV angelegten präventiven Maßnahme der 
Selbstkontrolle zu bestimmen. Die Kontrolle der Ein-
haltung der dem Jugendmedienschutz dienenden 
§§ 4 bis 6 JMStV dürfen nicht der Dispositionsbefug-
nis des Rundfunkveranstalters unterfallen, weil an-
sonsten der Jugendmedienschutz und das System 

der regulierten Selbstregulierung entwertet werden 
würden.

(…) Demzufolge ist eine nicht live ausgestrahlte 
Sendung nur dann nichtvorlagefähig, wenn zwi-

schen Fertigstellung und 
Ausstrahlung nach einem 
objektiven, dem Gedanken 
des effektiven Jugendmedi-
enschutzes verpfl ichteten 
Maßstab keine Zeit mehr für 
eine Vorlage bei einer aner-
kannten Einrichtung der 
Freiwilligen Selbstkontrolle 
verbleibt, ohne das Sende-
konzept des Veranstalters 
zu vereiteln.
bb) Die objektive Abgren-
zung der nichtvorlagefä-
higen von der vorlagefä-
higen Sendung wird durch 
die amtliche Begründung zu § 20 Abs. 3 JMStV be-
stätigt. (…) [Vorlagefähig] sind alle Angebote, die mit 
dem für eine Vorlage erforderlichen zeitlichen Vor-
lauf vor Ausstrahlung oder der Einstellung ins Inter-
net auf einem Trägermedium zur Verfügung stehen 
(...). In Abgrenzung hierzu sind Sendungen nichtvor-
lagefähig i.S.v. § 20 Abs. 3 Satz 2 JMStV, die wie 
Livesendungen oder aktuelle Einspielungen, z.B. in 
Nachrichtensendungen, keiner Selbstkontrollein-
richtung vor Ausstrahlung hätten vorgelegt werden 
können, ohne die Ausstrahlung wegen Zeitablaufs 
überfl üssig zu machen (vgl. HessLT-Drs. 15/4371, 
S. 50). Entscheidend ist hiernach, ob die Sendung 
hätte vorgelegt werden können, ohne das Sende-
konzept zu vereiteln.
cc) (...) Die Wechselwirkung zwischen den beiden 
widerstreitenden Rechtsgütern wird damit zu einem 
dem Rundfunkveranstalter zumutbaren Ausgleich 
gebracht, weil auch die Reichweite des Jugendschut-
zes seinerseits seine Grenze in der Rundfunkfreiheit 
fi ndet (…).

d) (…) Die Feststellung der Nichtvorlagefähigkeit 
einer fremdproduzierten Sendung erfordert zu-
nächst die Prüfung des frühestmöglichen Zeit-
punkts, in dem die Sendung bei dem Rundfunkver-
anstalter vorliegen kann, sodann die Feststellung 
des Zeitpunkts, bis zu dem die Sendung ausgestrahlt 
werden kann, ohne dass das Sendekonzept des Ver-
anstalters vereitelt wird, und schließlich die Beurtei-
lung, ob innerhalb dieses Zeitraums die anerkannte 
Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle in der 
Lage wäre, unverzüglich eine Kontrolle der Sendung 
durchzuführen.

Die gebotene objektive Betrachtung des frühest-
möglichen Zeitpunkts, zu dem die Sendung bei dem 
Rundfunkveranstalter vorliegen kann, verlangt bei 
der hier in Rede stehenden Tageszusammenfassung 
die Aufklärung, ob nicht ein früherer Produktionsbe-
ginn in Betracht kommt, indem die Aufnahmeparzel-
len nicht erst am Sendetag, sondern bereits unmit-

Das System der sog. »regu-

lierten Selbstregulierung« 
soll einerseits einen Anreiz für private 
Rundfunkveranstalter schaffen, sich 
einer anerkannten Einrichtung der 
Freiwilligen Selbstkontrolle anzu-
schließen und ihr Sendungen zur Prü-
fung vorzulegen, um im Falle ihrer 
Verbreitung Verstöße gegen die Be-
stimmungen des Jugendmedien-
schutzes zu vermeiden. Andererseits 
soll aufgrund der zwar eingeschränk-
ten, aber bestehenden Kontrolle der 
Medienaufsicht gewährleistet blei-
ben, dass das System der Selbstkon-
trolle funktioniert.
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telbar nach der Sichtung der Bilder, die parallel zur 
Aufzeichnung der Livebilder erfolgt, an R übertragen 
werden. Sodann bedarf es der weiteren Feststel-
lungen, ob und in welchem Umfang die Ausstrahlung 
der Tageszusammenfassung noch auf einen spä-
teren Zeitpunkt verschoben werden kann, ohne dass 
das Sendekonzept des Veranstalters vereitelt wird. 
Bei tagesaktuellen Sendungen ist festzustellen, ob 
deren Verbreitung am Tag ihrer Produktion nach dem 
Konzept des Veranstalters unverzichtbar ist und 
nicht zumindest eine Verschiebung zu dem vom 
Rundfunkveranstalter im Voraus festgelegten Aus-
strahlungszeitpunkt um wenige Stunden in Betracht 
kommt. Ob schließlich der Zeitraum zwischen die-
sen beiden Zeitpunkten für eine Vorlage ausreichen 
kann, hängt von den noch aufzuklärenden tatsäch-
lichen Umständen über die Arbeitsweise der FSF ab. 
(…) Dabei können sich unzureichende Ressourcen 
bei der FSF nicht zugunsten des R auswirken. Denn 
der JMStV erfordert eine sachgerechte Ausstattung 
einer anerkannten Einrichtung (§ 19 Abs. 3 Nr. 2 
JMStV), damit sie ihre präventive Kontrollfunktion 
effektiv und in angemessener Zeit wahrnehmen 
kann.

e) Sollte (...) kein Verfahrenshindernis nach § 20 
Abs. 3 Satz 2 JMStV vorliegen, käme es für die Recht-
mäßigkeit des angefochtenen Bescheids auf das 
Vorliegen eines Verstoßes gegen § 5 JMStV an. Hier-
für gibt der Senat (...) folgende Hinweise für das wei-
tere Verfahren.
aa) Die Annahme eines Verstoßes gegen § 5 JMStV 
unterliegt vollständiger gerichtlicher Kontrolle. (…) 
Die KJM als vom Gesetzgeber mit Entscheidungsbe-
fugnissen ausgestattete Stelle wie auch die Fachge-
richte haben sich im Bereich des JMStV innerhalb 
ihrer Befugnisse mit dem Verhältnis widerstreiten-
der Verfassungsgüter – der Rundfunkfreiheit einer-
seits und dem Jugendschutz andererseits – zueinan-
der zu befassen und sich Gewissheit über die Eig-
nung entwicklungsbeeinträchtigender Angebote zu 

verschaffen. (…)
Die Einräumung eines 

Beurteilungsspielraums 
ergibt sich ebenso wenig 
aus dem Gesetz. Zwar be-
schränkt § 20 Abs. 3 JMStV 
die Befugnis der KJM zur 
Überprüfung vorangegan-
gener Entscheidungen der 

anerkannten Einrichtung der Freiwilligen Selbstkon-
trolle auf die Einhaltung der rechtlichen Grenzen des 
Beurteilungsspielraums. Diese Formulierung ist in-
des allein Ausdruck des Vorrangs der Einrichtung der 
Freiwilligen Selbstkontrolle (…). Nicht aber ist damit 
vom Gesetzgeber mit Blick auf § 5 Abs. 1 JMStV die 
Aussage verbunden, dass den zuständigen Gremien 

für die Beurteilung der Eignung eines Angebots zur 
Beeinträchtigung der Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen ein entsprechender Spielraum zukom-
men soll (…).

Da die KJM die Feststellung eines Verstoßes ge-
gen die Bestimmungen des JMStV als sachverstän-
diges Gremium trifft, deren Mitglieder nach § 14 Abs. 
6 Satz 1 JMStV weisungsunabhängig sind, sind ihren 
Entscheidungen zugrunde liegenden Wertungen bei 
ihrer gerichtlichen Überprüfung als sachverständige 
Aussagen anzusehen (…). Die sachverständigen Äu-
ßerungen der KJM können nur erschüttert werden, 
wenn der Rundfunkveranstalter sie in vergleichbarer 
Weise in Zweifel ziehen kann. Hierfür eignen sich 
grundsätzlich die Stellungnahmen der anerkannten 
Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle zu 
den behaupteten Verstößen, weil es sich bei ihnen 
ebenfalls um Äußerungen eines mit Sachverstän-
digen besetzten, unabhängigen Gremiums handelt 
(vgl. § 19 Abs. 3 Nr. 1 JMStV). (…) Die gerichtliche 
Kontrolle erfordert es hier, die einander widerspre-
chenden Äußerungen zu würdigen und gegebenen-
falls über weitere gerichtliche Aufklärungsmaß-
nahmen gemäß § 86 Abs. 1 VwGO zu entscheiden.
bb) Ein Verstoß gegen § 5 Abs. 1 JMStV setzt voraus, 
dass die Ausstrahlung der Tageszusammenfassung 
in der Zeit zwischen 19 und 20 Uhr geeignet war, die 
Entwicklung von Kindern im Alter bis zu zwölf Jahren 
zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschafts-
fähigen Persönlichkeit zu beeinträchtigen. (…)

Der Begriff Eigenverantwortlichkeit verweist ins-
besondere auf soziale Reife und Fähigkeit zu sozi-
alem Kontakt; die Gemeinschaftsfähigkeit als Ent-
wicklungsziel erhält angesichts zunehmender Indi-
vidualisierung und Entsolidarisierung besondere 
Bedeutung (…). Das Angebot muss geeignet sein, die 
Entwicklung dieser Komponenten der Persönlichkeit 
zu beeinträchtigen. Derartige Beeinträchtigungen 
liegen bei Hemmungen, Störungen oder Schädi-
gungen vor. Sie sind insbesondere gegeben, wenn 
Störungen durch Reizüberfl utung oder sonstige 
übermäßige Belastungen auftreten können, wenn 
sozial-ethische Desorientierungen beispielsweise 
durch Verwischung von Realität und Fiktion zu be-
fürchten sind oder wenn auf andere Weise die Erzie-
hung der Kinder und Jugend-
lichen zu verantwortungs-
bewussten Menschen ge-
fährdet ist (…). Zu berück-
sichtigen sind alle Beein-
trächtigungen, die von dem 
Angebot im Ganzen oder 
seinen Einzelheiten ausge-
hen können, wobei die 
Gesamtwirkung nicht au-
ßer Acht zu lassen ist (…).

Roll •  Auf der Suche nach Ausgewogenheit im Spannungsverhältnis ...  Recht und Rechtsprechung

Das Gericht sieht eine umfas-
sende gerichtliche Kontrolle 

als möglich und geboten an und ver-
neint ihm gegenüber das Vorliegen 
eines Beurteilungsspielraums so-
wohl für die Medienaufsicht als auch 
für die Selbstkontrolle. Der Hinweis auf die Gesamt-

wirkung ist bedeutsam. Hier 
ist gegenüber der unbeanstandeten 
Livesendung nicht nur die teilweise 
andere Sendezeit maßgeblich, son-
dern auch bedeutsam, dass durch 
Zusammenschnitt und redaktionell, 
kommentierende Bearbeitung eine 
stärkere Jugendschutzrelevanz des 
Ausgangsmaterials vorliegen kann. 
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Recht und Rechtsprechung  Roll •  Gesetz und Gesetzgebung

Bei der Beurteilung der Eignung ist auf die schwä-
cheren und noch nicht so entwickelten Mitglieder 
der jeweiligen Altersgruppe – mit Ausnahme von 
Extremfällen – abzustellen. Der effektive Jugendme-
dienschutz gebietet auch angesichts des offenen 
Wortlauts des § 5 Abs. 1 JMStV, den Kreis der zu 
schützenden Kinder und Jugendlichen weit zu ziehen 
und nicht an denjenigen auszurichten, die kraft ihrer 
Veranlagung oder Erziehung gegen schädigende Ein-
fl üsse ohnehin weitgehend geschützt sind (…).
 

Anmerkung

Das Bundesverwaltungsgericht hat in hervorra-
gender Weise die Grundgedanken und die Funktions-
weise der sog. Regulierten Selbstregulierung he-
rausgearbeitet. Es hat deutlich gemacht, dass wirk-
same Jugendschutzmaßnahmen regelmäßig vor 
Ausstrahlung einer Fernsehsendung ansetzen müs-
sen. Deshalb ist es wichtig, dass der Umfang des 
nichtvorlagefähigen Sendematerials nicht zu groß 
werden darf. Dagegen scheint das im vorliegenden 
Fall ebenfalls aufgetretene Problem, dass Selbstkon-

trolle und Medienaufsicht zu einer unterschiedlichen 
Alterseinstufung gelangen eher selten, weil hinsicht-
lich der Maßstäbe gute Übereinstimmung herrscht 
und regelmäßige Abstimmung erfolgt. Das Über-
schreiten des Beurteilungsspielraums durch die 
Selbstkontrolle ist sogar die absolute Ausnahme. 

Unabhängig von dem hier zurückverwiesenen 
Rechtsstreit scheint es sinnvoll, dass Rundfunkver-
anstalter, Selbstkontrolle und Medienaufsicht ge-
meinsam Eckpunkte für die Bestimmung der Vorla-
gefähigkeit von Sendungen erarbeiten. Dazu gehört 
etwa die Ausgestaltung eines Eilverfahrens der 
Selbstkontrolle mit Zusage einer bestimmten sehr 
kurzen Verfahrensdauer. Weiter die Abklärung, ab 
welchem zeitlichen Abstand zur Entstehung des Sen-
dematerials immer Vorlagefähigkeit anzunehmen 
ist. Zusätzlich wäre etwa zu klären, wann eine Live-
sendung, die als sog. Live-on-tape-Aufzeichnung 
ausgestrahlt wird, vorlagefähig wird. Die Funktions-
fähigkeit des Systems der regulierten Selbstregulie-
rung zeigt sich auch darin, dass ein gemeinsames 
Interesse an der Detailausgestaltung besteht und für 
eine breite Akzeptanz der Regularien gesorgt wird.

Gesetz und Gesetzgebung

Das Gesetz zur Bekämpfung von Kinderehen (vgl. 
KJug 2/2017, S. 77) ist am 22.07.2017 in Kraft getreten 
(BGBl. I 48/2017, S. 2429-2433). Es legt in § 1303 BGB 

die Ehemündigkeit generell bei 18 Jahren 
fest. Ausnahmen sind zwar möglich, aber 
für unter 16jährige absolut ausgeschlos-
sen. Eine Ehe mit einem Ehepartner unter 

16 Jahren ist damit nach deutschem Recht nicht wirk-
sam. Begleitende Beratung wird als erforderlich an-
gesehen. (Vgl. auch folgende Beiträge: Majer in: 
NZFam 12/2017, S. 537-541; Bongartz, ebd. , S. 541-
547; Lohse/Meysen in: JAmt 7-8/2017, S. 345-349; 
Schwab in: FamRZ 17/2017, S. 1369-1374; Hüßtege, 
ebd. , S. 1374-1380.)

Durch das Gesetz zur Einführung eines familienge-
richtlichen Genehmigungsvorbehaltes für freiheits-

entziehende Maßnahmen bei Kindern 
(BGBl. I 48/2017, S. 2424 f), das am 
01.10.2017 in Kraft tritt, wird für Kinder, 
bei denen bereits ein Aufenthalt in einer 
Einrichtung, etwa einem Krankenhaus 

oder Heim, erforderlich ist, eine Freiheitseinschrän-

Gesetz zur Bekämp-
fung von Kinderehen

freiheitsentziehende 
Maßnahmen 

bei Kindern

kung etwa durch mechanische oder medikamentöse 
Mittel nur noch nach Genehmigung des Familienge-
richts möglich sein. Ausgenommen sind altersadä-
quate Erfordernisse wie der Sicherungsgurt im Kin-
derwagen. Diesen Fortschritt im Kinderschutz be-
grüßt Dr. Isabell Götz (in: FamRZ 16/2017, 
S. 1289-1295); sie stellt Details der Regelung vor und 
mahnt weitere Regelungen zum Kinderschutz an.

Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz (vgl. KJug 3/2017, 
S. 122 f) tritt zum 01.10.2017 in Kraft (BGBl. I 61/2017, 
S. 3352-3355). Nach wie vor werden Be-
denken an der Verfassungsmäßigkeit ge-
äußert (Ladeur/Gostomzyk, »Das Netz-
werkdurchsetzungsgesetz und die Logik 
der Meinungsfreiheit – Ergebnisse eines Gutachtens 
zur Verfassungsmäßigkeit des Regierungsentwurfs« 
in: K&R 6/2017, S. 390-394).  

Das für den Januar 2018 geplante Kinder- und Jugend-
stärkungsgesetz (vgl. KJug 3/2017) ist  
vom Bundesrat bisher nicht verabschiedet 
worden. Möglicherweise kommt es zu 
einem neuen Gesetzgebungsverfahren.

Kinder- und Jugend-
stärkungsgesetz

Netzwerkdurch-
setzungsgesetz
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Jugendschutz-
beauftragte

Rechtsprechung

Die auch unter Jugendschutzaspekten erfolgte Ver-
schärfung der Regulierung für Spielhallen, insbe-
sondere das Gebot eines Mindestabstandes, hat zu 
einer Reihe gerichtlicher Entscheidungen und etli-

chen Kommentierungen geführt. Das 
BVerfG hat Verfassungsbeschwerden 
gegen die Vorschriften in Berlin, Bayern 

und im Saarland zurückgewiesen (Beschl. v. 07.03.17, 
Az. 1 BvR 1694/13 u.a.). Der BayVerfGH hat den Erlass 
einer einstweiligen Anordnung gegen die Vorschrif-
ten abgelehnt (Entscheidung im Popularklagever-
fahren 14-VII-16 v. 12.06.17). Kritik hieran wurde z.B. 
von Prof. Dr. Dr. Hans-Peter Schneider (NJW 15/2017, 
S. 1073-1080) und Prof. Dr. Christoph Herrmann/Dr. 
Walter Michl (BayVBl. 12/2017, S. 397-405) formu-
liert. Sperrzeitverlängerungen hat das OVG Bautzen 
für zulässig angesehen (Beschl. v. 09.01.17, Az. 3 A 
674/16). Die Ausweitung des Mindestabstandsge-
botes auf Sportwettbüros in NRW hätte nach Auffas-
sung des OVG NRW nicht im Verordnungswege, son-
dern nur durch ein Gesetz erfolgen dürfen (Beschl. 
v. 29.03.17, Az. 4 B 919/16).

Erben, hier die Eltern einer minderjährigen Verstor-
benen, haben laut Kammergericht Berlin (Urt. v. 
31.05.2017, Az. 21 U 19/16) gegenüber dem Betreiber 

eines sozialen Netzwerks keinen An-
spruch auf Zugänglichmachung der dort 
gespeicherten Kommunikationsinhalte 

der Verstorbenen. Begründet wurde dies mit dem 
fortbestehenden Telekommunikationsgeheimnis 
der Kommunikationspartner der Verstorbenen.

Nach § 7 Abs. 1 S. 2 JMStV hat einen Jugendschutz-
beauftragten zu bestellen, wer als geschäftsmä-

ßiger Anbieter entwicklungsbeeinträchti-
gende oder jugendgefährdende Inhalte 
im Internet verbreitet. Das OVG Sachsen-
Anhalt hat bestätigt, dass dafür keine 

Gewinnerzielung beabsichtigt sein muss, sondern 
ein fortgesetzt und planmäßig betriebenes Angebot 
– hier rechtsextremer Art – ausreicht (Beschl. v. 
18.05.17, Az. 4 L 103/16).

Schrifttum

Persönlichkeitsschutz im Internet – Vom schmalen 

Grat zwischen »Wohlstandsverwahrlosung« und 

effektiver Rechtsdurchsetzung [Plädoyer für die Ein-
führung eines Auskunftsanspruchs gegen Internet-
Intermediäre zur Stärkung der Durchsetzbarkeit von 
Persönlichkeitsrechten] von Christoph Palzer in: AfP 
3/2017, S. 199-203. Umgekehrt sieht Prof. Dr. Hannes 

Ludyga die »Verbreitung oder öffentliche ›Zurschau-
stellung‹ von Bildnissen aus sozialen Netzwerken in 
Online- und Printmedien« (in: AfP 3/2017, S. 196-199) 
als zulässig an, wenn sich der Nutzer eines sozialen 
Netzwerks ohne Sicherheitseinschränkungen öf-
fentlich zu einem aktuellen Geschehen von allgemei-
nen Interesse geäußert hat.

Das neue Telemediengesetz – WLAN-Störerhaftung 

endgültig adé? [Diskussion der Neuregelungen, mit 
denen der freie Zugang zu WLAN-Netzen durch Haf-
tungswegfall erleichtert werden soll, sowie Hinweis 
auf die diskutierte Einführung von – lokalen – Netz-
sperren (§ 7 Abs. 4 TMG-E)] von Prof. Dr. Gerald 
Spindler in: NJW 32/2017, S. 2305-2309.

Kollision der Plattformregulierung des Entwurfs der 

Kommission zur AVMD-RL mit der geltenden E-Com-

merce-RL [Vorstellung des Inhalts der europäischen 
Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste und 
Diskussion über die Einbindung eines Altersverifi ka-
tionssystems] von Raji Behrang in: AfP 3/2017, 
S. 192-196).

Was kommt auf den deutschen Gesetzgeber, die 

Landesjustizverwaltungen und die Justizpraxis zu? 

EU-Richtlinie über Verfahrensgarantien in Strafver-

fahren für Kinder, die Verdächtige oder beschuldig-

te Personen in Strafverfahren sind [Die bis 2019 
umzusetzende Richtlinie betrifft in Deutschland die 
allein strafmündigen Jugendlichen, wobei der Be-
griff »Kinder« aus der Richtlinie in Wirklichkeit »Min-
derjährige« bedeutet. Die Verfahrensgarantien sind 
weitgehend bereits im JGG enthalten, erforderliche 
Details benennt der Artikel; Verschärfungen oder 
Einschränkungen dieser Verfahrensrechte sind zu-
künftig auch EU-rechtlich ausgeschlossen] von Dr. 
Michael Sommerfeld in: ZJJ 2/2017, S. 165-175. 

Medienbezogenes Straf- und Ordnungswidrigkei-

tenrecht bei Sachverhalten mit Auslandsbezug [Um-
fassende Abhandlung jugendmedienschutzrecht-
licher Probleme insbesondere zur Verbreitung unzu-
lässiger Inhalte durch ausländische Anbieter im 
Lichte der aktuellen BGH-Rechtsprechung; abstrakte 
Gefährdungsdelikte würden bei einem auslän-
dischen Angebot nicht dem deutschen Ordnungs-
widrigkeitenrecht unterfallen, wobei jedoch im Ein-
zelfall etwa durch Zweigniederlassungen ein In-
landsbezug vorrangig sein könne] von Sebastian 
Schwiddessen in: CR 7/2017, S. 443-454, und 8/2017, 
S. 511-523. Unter dem Titel »Hate Speech – Gilt deut-
sches Strafrecht gegenüber ausländischen Anbie-
tern sozialer Netzwerke?« fordert Timo Handel (in: 
MMR 4/2017, S. 227-231) sogar eine noch weiterge-
hende Freizeichnung ausländischer Angebote.

Spielhallen

soziales Netzwerk
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Die Jugendschutzfrage Puneßen  •  Blue Whale – Mythos oder Realität?

Angel-Schnupperkurse für Kinder und das Straf-

recht [Fischereivereine dürfen für ältere Kinder und 
Jugendliche Veranstaltungen zum Heranführen an 
das Fischereiwesen abhalten, wobei eine ausrei-
chende Anzahl qualifi zierter, erwachsener Betreu-
ungspersonen eingesetzt werden muss und der 
Kursleiter für die Einhaltung der Vorschriften, insbe-
sondere des Tierschutzes, verantwortlich ist ] von 
Dr. Ernst Metzger in: BayVBl 12/2017 S. 405-407 .

Die Jugendschutzfrage 

Anja Puneßen, Juristin bei der Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz Landesstelle Nordrhein-Westfalen e.V. (AJS) 

beantwortet die Frage, wie auf die sog. Blue Whale Challenge reagiert werden soll(te).

Blue Whale – Mythos oder Realität?

Derzeit reißen die Berichte über die soge-
nannte Blue Whale Challenge nicht ab. Aktuell 
ist davon auszugehen, dass es sich hierbei 
um einen Mythos handelt, der durch seine 
virale Verbreitung zum Selbstläufer geworden 
ist. Den Trittbrettfahrer sich zunutze gemacht, 
aufgegriffen und mit Leben gefüllt haben.

Bei der Blue Whale Challenge soll es sich 
um ein zunächst harmlos beginnendes 
»Spiel« handeln, bei dem Kinder und Jugend-
liche an 50 Tagen durch einen Spielleiter 50 
Aufgaben gestellt bekommen und am Ende 
zum Selbstmord aufgefordert werden. Mittler-
weile sind auch in Deutschland diverse Mel-
dungen bekannt geworden, nach denen sich 
Heranwachsende selbst verletzt haben sollen 
und dies mit der Blue Whale Challenge in Ver-
bindung gebracht wird. Bislang ist allerdings 
noch kein Fall belegt, in dem ein Kind oder 
Jugendlicher das Spiel tatsächlich »durchge-
spielt« hat. Wer nach einer App oder einem 
Link zu der Challenge sucht, wird im Netz nicht 
fündig. Dagegen sind Screenshots von Nach-
richten und Chatverläufen, die den Spielver-
lauf dokumentieren bzw. die Anweisungen 
des Spielleiters in Form eines Kettenbriefes 
beinhalten durchaus im Umlauf. Es existiert 
zudem eine WhatsApp-Sprachnachricht, in 
welcher vor dem Spiel gewarnt und die auch 
entsprechend geteilt wird. Es scheint jedoch 
so, als sollte gerade diese Warnung erst das 

Interesse an der vermeintlichen Blue Whale 
Challenge wecken.

Was ist nun aber wirklich dran an der Blue 
Whale Challenge? Ebenso verbreitet wie die 
Berichte über die Existenz des Spieles sind die 
Berichte, es handele sich dabei um eine Art 
»Hoax« (Falschmeldung). Tatsächlich lässt 
sich diese Frage nicht einfach beantworten. 
Der Mythos scheint sich durch immer neue, 
detailreichere Berichte zu nähren: Je stärker 
über den Blue Whale in der Öffentlichkeit be-
richtet wird, desto mehr häufen sich Mel-
dungen über Kinder und Jugendliche, die in 
Kontakt mit der Challenge gekommen sein 
sollen. Kommunikationsgruppen und Hash-
tags entwickelten sich quasi über Nacht. Es ist 
daher durchaus möglich, dass Kinder und Ju-
gendliche Nachrichten mit einem Blue Whale 
Logo erhalten haben und zu selbstgefähr-
dendem Verhalten angeleitet werden sollten. 

Fest steht, das Phänomen »Blue Whale 
Challenge« ist mittlerweile zu einem realen 
Problem geworden und zwar unabhängig da-
von, wie es letztlich entstanden ist. Die unzäh-
ligen und gleichermaßen unterschiedlichen 
Berichte über die Challenge verursachen 
Ängste unter Kindern und Jugendlichen. Unter 
besorgten Eltern und Lehrer/-innen herrscht 
daher große Unsicherheit, wie mit dem Phä-
nomen Blue Whale umgegangen werden soll. 

Die Legendenbildung sollte auf keinen Fall 
weiter befeuert und es sollte auf jede Form von 
Panikmache verzichtet werden. Stattdessen 
geht es um Aufklärung: »Die« Blue Whale 
Challenge gibt es nicht, es handelt sich hier 
allem Anschein nach um einen Mythos, der 
durch seine schnelle Verbreitung im Internet 
zum Selbstläufer geworden ist.

Keinesfalls soll hier eine potentielle Ge-
fahr verneint werden, dennoch: Es handelt 
sich bei dem Phänomen Blue Whale nicht um 
die erste und sicherlich auch nicht um die letz-
te Gefahr, die das Internet für Kinder und Ju-
gendliche bereithält. Es gibt immer Men-
schen, die gerade jungen noch unbedarften 
Social Media-Nutzern Angst und Schrecken 
einjagen wollen, Stichwort: Kettenbriefe über 
WhatsApp & Co. …

Von daher gilt auch im Hinblick auf Blue 
Whale wie im übrigen Umgang mit Medien: 
Kinder und Jugendliche müssen gestärkt wer-
den, sich sicher im Internet zu bewegen und 
kritisch zu hinterfragen, was ihnen merkwür-
dig vorkommt oder sie ängstigt. Es ist an den 
Eltern, ihren Kindern einen verantwortungs-
bewussten Umgang mit den Sozialen Medien 
zu vermitteln, sie über mögliche Gefahren 
aufzuklären, ihre Ängste und Sorgen ernst zu 
nehmen und im Gespräch mit ihnen zu sein. 
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